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Hessischer Landtag  
Dr. Ute Lindemann 
Annette Czech 
 

per E-Mail an: u.lindemann@ltg.hessen.de und a.czech@ltg.hessen.de  
 
 

Stellungnahme 
       30.08.2021 

 

im Rahmen der öffentlichen Anhörung im Hauptausschuss  
gemeinsam mit dem Petitionsausschuss  

zum  

Gesetzentwurf der 
Fraktion der CDU, Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, 
Fraktion der SPD, Fraktion der Freien Demokraten 
Gesetz über die Behandlung von Petitionen an den Hessischen Landtag 
– Drucks. 20/5734 – 
 

und dem  
 

Gesetzentwurf der 
Fraktion DIE LINKE 
Gesetz zur Regelung des Petitionsverfahrens im Hessischen Landtag  
(Hessisches Petitionsgesetz) 
– Drucks. 20/5743 – 

 

Ihr Schreiben vom 30.06.2021 (per E-Mail am 01.07.2021 eingegangen) 
 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 

wir bedanken uns für die Möglichkeit, eine Stellungnahme zu den o. g. Gesetzentwürfen abzuge-
ben. 
 

Im Koalitionsvertrag vom 20.12.2018 für die 20. Legislaturperiode haben die CDU Hessen und 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN Hessen angekündigt, das Petitionsrecht durch Schaffung eines Pe-
titionsgesetzes zu stärken1.  
 

Die Liga der Freien Wohlfahrtspflege in Hessen (Liga Hessen) begrüßt, dass das Petitionsrecht, 
aktuell geregelt in den Artikeln 16 und 94 der Hessischen Verfassung sowie in den §§ 38 und 94 
– 104 der Geschäftsordnung des Hessischen Landtags, nun eigengesetzlich ausgestaltet werden 
soll. Dadurch wird das Petitionsrecht in seiner Bedeutung als Grundrecht und als Instrument zur 
Kontrolle der Landesregierung und der Verwaltung gestärkt. 

 
1 Koalitionsvertrag, S. 66: „Das in unserer Verfassung verankerte Recht, sich mittels einer Petition schriftlich 

 mit Bitten oder Beschwerden an die Volksvertretung zu wenden, werden wir mit der Erarbeitung eines Petitionsge-
 setzes stärken. Wir wollen Online-Petitionen zeitgemäß weiterentwickeln.“ 

mailto:u.lindemann@ltg.hessen.de
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Form der Petition 
Beide Gesetzentwürfe sehen in § 2 Absatz 1 bzw. in § 3 Absatz 1 vor, dass Petitionen zukünftig 
auch elektronisch eingereicht werden können, wenn das über das Landtagsportal dafür zur Ver-
fügung gestellte Formular verwendet wird.  
 

Der Gesetzentwurf der Fraktion DIE LINKEN lässt für die Einhaltung des Formerfordernisses ei-
ner Petition auch die Brailleschrift (international gebräuchliche Blindenschrift) sowie eine mündli-
che Petition in Gebärdensprache, einschließlich lautsprachbegleitender Gebärden zu. 
Diese zusätzlichen Möglichkeiten zur Einreichung einer Petition im Gesetzentwurf der LINKEN 
hält die Liga der Freien Wohlfahrtspflege in Hessen für sinnvoll und notwendig, um die Rechte 
von Menschen mit Behinderung zu wahren.  
 

Aus Sicht der Liga Hessen ist die Eingabe von Petitionen niedrigschwellig zu gestalten.  
Deshalb regen wir an, dass Petitionen auch mündlich (zur Niederschrift) eingelegt werden kön-
nen. Für Menschen, die der deutschen Sprache nicht mächtig sind, ist die Möglichkeit einzuräu-
men unentgeltlich einen Dolmetscher*in hinzuziehen, wenn sie eine Petition einreichen möchten. 
 

Aufenthaltsrechtliche Petitionen 
Im Jahr 2020 wurden laut Bericht des Petitionsausschusses 88 aufenthaltsrechtliche Petitionen 
plus 8 Petitionen von Ausländer*innen im Dublin-Verfahren eingereicht2. Damit machen diese 
12,2 % aller Petitionen aus und nehmen weiterhin – trotz des insbesondere pandemiebedingten 
Rückgangs zum Vorjahr (2019: 24,8 %) – prozentual den größten Stellenwert im Petitionsbe-
richt ein. 
 

In unserer Stellungnahme legen wir deshalb den Fokus auf aufenthaltsrechtliche Petitionen.  
Dabei ist es uns wichtig, auf die Notwendigkeit eines unbedingten Abschiebungsschutzes 
bis zum Abschluss des Petitionsverfahrens hinzuweisen.  
 

Eine Regelung über die Ausstellung einer Duldung für die Dauer des Petitionsverfahrens findet 
sich nur im Gesetzentwurf der LINKEN-Fraktion. Gemäß § 7 Absatz 1 Satz 1 wird die aufenthalts-
beendende Maßnahme zurückgestellt, wenn sich die Petition gegen eine Abschiebung richtet.  
Als Begründung für den Abschiebungsschutz wird in § 7 Absatz 1 Satz 2 zutreffend ausgeführt, 
dass das Petitionsverfahren die vorübergehende weitere Anwesenheit im Bundesgebiet erfordert 
und einen Grund für eine Duldung darstellt. 
Die Liga Hessen begrüßt, dass hier der Abschiebungsschutz des/der Petent*in bis zum Abschluss 
des Petitionsverfahren uneingeschränkt garantiert wird. Dies ist ein relevanter bzw. existenzieller 
Aspekt für die Petent*innen, die unmittelbar von einer Abschiebung bedroht sind.  
 

Im fraktionsübergreifenden Gesetzentwurf der Regierungsparteien, der SPD und der FDP hinge-
gen findet sich keine gleichlautende Vorschrift. Es gibt in § 2 Absatz 7 lediglich den Verweis auf 
§ 104 Absatz 1 der Geschäftsordnung des Landtags. Danach kann die Präsidentin oder der Prä-
sident beschließen, die Landesregierung zu bitten, den Vollzug der Maßnahme bis zur abschlie-
ßenden Beschlussfassung des Landtags über die Petition auszusetzen oder einstweilige Rege-
lungen in Bezug auf den Gegenstand von Petitionen zu treffen.  
Diese Ermessensregelung ist unzureichend und garantiert keinen uneingeschränkten Abschie-
bungsschutz gegen aufenthaltsbeendende Maßnahmen. Deshalb wurde bisher der Abschie-
bungsschutz im Erlass des Hessischen Ministerium des Innern und für Sport vom 9. Mai 2005 
unter Ziffer 3.4 auf Seite 3 geregelt. Er entstand 2005 zur Schließung einer Regelungslücke, um 

 
2 Siehe Zweiter Bericht des Petitionsausschuss des Hessischen Landtages betreffend Tätigkeit in der 20. Wahlperi-

ode, abrufbar unter: https://hessischer-landtag.de/sites/default/files/scald/files/PTA-Zweiter-Bericht-20WP-2020.pdf: 
S. 14 – 18. 

https://hessischer-landtag.de/sites/default/files/scald/files/PTA-Zweiter-Bericht-20WP-2020.pdf
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eine Rechtsgrundlage zu schaffen für die Ausstellung einer Duldung während des Petitionsver-
fahrens („Petitionsduldung“).  
 

Wir empfehlen dringend eine eindeutige Regelung ins Petitionsgesetz aufzunehmen, die 
für Petent*innen einen uneingeschränkten Abschiebungsschutz für die Dauer des gesam-
ten Petitionsverfahrens formuliert.  
Dies erachten wir als unerlässlich, da nur so das verfassungsrechtlich garantierte Petitionsrecht 
effektiv gewahrt werden kann und zudem nur nach (negativ) abgeschlossenem Petitionsverfah-
ren ein Antrag bei der Härtefallkommission zulässig ist (§ 6a Absatz 1 des Härtefallkommissions-
gesetztes). 
 

Aus Sicht der Liga Hessen braucht es außerdem eine Regelung zum Abschiebungsschutz 
für den Fall, dass: 
1. Betroffene nach negativem Abschluss einer Petition einen Härtefallantrag stellen (wollen) und 
2. Betroffene einen Härtefallantrag gestellt haben und dieser noch nicht von einem/einer Be-

richterstatter*in der Härtefallkommission aufgegriffen wurde.  
 

In diesen Fällen bzw. Zeitphasen können ohne entsprechende Regelungen zum Abschiebungs-
schutz aufenthaltsbeendende Maßnehmen von (Ausländer-) Behörden eingeleitet und vollzogen 
werden.  
Wir regen deshalb an, diese Regelungslücke im fraktionsübergreifenden Gesetzentwurf zu schlie-
ßen. In § 2 Absatz 7 des Gesetzentwurfs könnte geregelt werden, dass nach Abschluss des 
Petitionsverfahrens Abschiebungsschutz für einen Zeitraum von mindestens drei Monaten ge-
währt wird. Alle entscheidenden Stellen wie (Ausländer-) Behörden sind entsprechend zu infor-
mieren, damit sie von aufenthaltsbeendenden Maßnahmen absehen. 
 
 
Wir hoffen, dass unsere Anmerkungen im Gesetzgebungsverfahren Berücksichtigung finden.  
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
    
Lea Rosenberg   Dr. Yasmin Alinaghi 
Geschäftsführerin des Liga-Arbeitskreises 2  Vorsitzende des Liga-Arbeitskreises 2 
„Migration und Flucht“  
 
 

Die Liga der Freien Wohlfahrtspflege in Hessen e. V. ist der Zusammenschluss der sechs hessischen 
Wohlfahrtsverbände. Sie vertritt die Interessen der hilfebedürftigen und benachteiligten Menschen gegen-
über der Politik ebenso, wie die Interessen ihrer Mitgliedsverbände. Mit ca. 7.300 Einrichtungen und 
Diensten sind die Mitgliedsverbände ein bedeutender Faktor für die Menschen, für eine soziale Infrastruk-
tur und für die Wirtschaft in Hessen. 
Nah an den Menschen und ihren Bedürfnissen wissen die rund 113.000 beruflich Beschäftigten und rund 
160.000 ehrenamtlichen Mitarbeiter*innen in Pflegeinrichtungen, Behinderteneinrichtungen, Werkstätten, 
Tagesstätten, Bildungsstätten, Beratungsstellen, in den Frühförderstellen, ambulanten Diensten und an-
deren Einrichtungen um die sozialen Belange und die realen Rahmenbedingungen in Hessen. Diese 
Kenntnisse bringt die Liga in die politischen Gespräche auf Landesebene und mit Verhandlungspartnern 
und Kostenträgern ein.  


